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Vorwort 

Seit Beginn des 21. J a h r h u n d e r t s hat die Histor ische Migra t ionsforschung e inen erheb-
l ichen Aufschwung genommen. Zu einem ihrer Arbeitsschwerpunkte entwickelte sich die 
Geschichte der umfangre ichen grenzüberschre i tenden Arbeitsmigration u n d ihrer Folgen 
nach d e m Zweiten Weltkrieg. Zu d e m Interesse an e iner Er forschung der Genese von An-
werbung, Beschäft igung u n d Integrat ion von Arbei tsmigranten in der Bundesrepubl ik 
Deutschland u n d in vielen a n d e r e n Staaten West-, Nord- u n d Mitteleuropas seit den spä-
ten 1940er J a h r e n h a b e n aktuelle politische u n d publizistische Debat ten u m Probleme 
u n d Perspektiven der Integrat ion von bereits seit Langem a u f g e n o m m e n e n Einwanderern 
u n d übe r die Bedingungen , Fo rmen u n d Folgen n e u e r Zuwanderungen im Kontext der 
Diskussionen u m demographische Alterung u n d Fachkräftemangel beigetragen. Hinzu kam 
nicht zuletzt aber auch das Interesse verschiedener gesellschaftlicher Akteure, die Jahrestage 
de r Anwerbever t räge de r Bundes repub l ik Deutsch land mit Span ien u n d Griechen-
l and (1960 /2010 ) u n d de r Türke i (1961/2011) feier l ich zu b e g e h e n sowie in diesem 
Kontext nach d e n kurz-, mittel- u n d langfr is t igen Impl ika t ionen de r Z u w a n d e r u n g f ü r 
die Geschichte der Bundesrepubl ik Deutschland zu f ragen. 

Ende März 2010 haben das Bundesamt f ü r Migration u n d Flüchtlinge, Nürnberg , das 
Institut f ü r Migrationsforschung u n d Interkulturelle Studien (IMIS) der Universität Osna-
brück sowie das Depar t amen to de Historia Con temporänea der Universidad Complutense 
de Madrid eine Tagung veranstaltet, die das Ziel verfolgte, neue Ergebnisse der Historischen 
Migrat ionsforschung zur Geschichte der Bundesrepubl ik Deutschland in europäischer 
Perspektive zusammenzuführen . Ein Teil der Beiträge des vor l iegenden Sammelwerks ist 
aus den Vorträgen hervorgegangen, die im Bundesamt fü r Migration u n d Flüchtlinge gehal-
ten wurden. Weitere Aufsätze konn ten zur A b r u n d u n g des Bandes e ingeworben werden. 

Den Auto r innen u n d Autoren gilt unser herzl icher Dank f ü r ihre Mitwirkung u n d f ü r 
ihre Geduld bei diesem Publikationsprojekt, das von den Diskussionen der Nürnbe rge r 
Tagung erheblich profitierte. Jut ta Tiemeyer von der Redaktion des Instituts f ü r Migrations-
fo rschung u n d Interkulturel le Studien ü b e r n a h m mit großer Kompetenz u n d Gewissen-
haftigkeit die redaktionel le Schlussbearbei tung des Manuskripts. Besonders verpflichtet 
sind wir den Herausgebern der Schr i f tenreihe der Viertel jahrshefte f ü r Zeitgeschichte f ü r 
die Ü b e r n a h m e des Manuskripts in diese Reihe des Instituts f ü r Zeitgeschichte sowie 
H e r r n Privatdozenten Dr. J o h a n n e s H ü r t e r u n d H e r r n Dr. J ü r g e n Zarusky als Redakteure 
der Schri f tenreihe f ü r Vertrauen, Anregungen u n d stets kollegiale Zusammenarbei t . 

Osnabrück, N ü r n b e r g u n d Madrid im Sep tember 2011 
J o c h e n Oltmer, Axel Rreienbr ink u n d Carlos Sanz Diaz 





lochen Oltmer 
Einführung: Migrationsverhältnisse und Migrations-
regime nach dem Zweiten Weltkrieg 

1. Arbei tsmigrat ion im Europa der Nachkriegsjahrzehnte 

Ein hohes Wachstum der Weltwirtschaft und eine Expansion der Arbeitsmärkte in den 
entwickelten Ländern prägten die ökonomische Rekonstruktionsperiode der ersten drei 
Jahrzehnte nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Der Durchschnitt der Weltexporte war 
in der Phase der beschleunigten globalwirtschaftlichen Integration zwischen 1870 bis 1913 
jähr l ich um 3,9 Prozent gestiegen, erreichte dann im Zeichen einer tiefgreifenden De-
Globalisierung1 in den Jahrzehnten von 1913 bis 1950 aber nur noch rund 1 Prozent. 
Demgegenüber wuchs die Weltwirtschaft 1950 bis 1973 mit 8,6 Prozent wesentlich stärker.2 

In den wirtschaftlichen Zentren der Welt entstand, wie bereits in den letzten drei, vier 
Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg, abermals ein hoher Bedarf an Arbeitskräften in 
bestimmten Arbeitsmarktsegmenten und Beschäftigungsbereichen, der mit den jeweiligen 
nationalen Arbeitskräftepotentialen bald nicht mehr gedeckt werden konnte. Anwerbung 
und Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte schienen ein Mittel zu sein, die Lücken am 
Arbeitsmarkt zu schließen.3 

Die traditionsreiche, jahrhundertelang dominierende europäische LTbersee-Migration 
lief vor diesem Hintergrund endgültig aus: Das galt für Staaten wie Großbritannien, die 
Niederlande oder Deutschland, die über lange Zeit hinweg zentrale Herkunftsländer der 
interkontinentalen Abwanderung aus Europa gewesen waren. Die Migrationsströme ande-
rer ehemals wichtiger Herkunftsländer der Transatlantik-Wanderung wie Italien, Spanien, 
Portugal oder Griechenland richteten sich nunmehr ganz oder weitgehend auf die ex-
pandierenden Arbeitsmärkte der nord-, west- und mitteleuropäischen Industrieländer aus. 
Und der gesamte ost-, ostmittel- und südosteuropäische Raum, der seit dem späten W.Jahr-
hundert die Abwanderung aus Europa zu großen Teilen gespeist hatte, wurde mit dem 
Kalten Krieg und der hermetischen Teilung Europas von den Wanderungszielen in LTber-
see, aber auch in West-, Nord- und Mitteleuropa abgeschnitten. 4 

In den europäischen Industriestaaten wuchs die Zahl der Zuwanderer seit den späten 
1940er J a h r e n sehr rasch an. In Großbri tannien beispielsweise kam der größte Teil zu-

1 Knapper Zugriff auf das P h ä n o m e n Globalisierung: J ü r g e n Osterhammel /Nie ls P. Petersson, Ge-
schichte der Globalisierung. Dimensionen — Prozesse — E p o c h e n , M ü n c h e n 4 2007 . 
- Hans Pohl , Aufbruch der Weltwirtschaft. Geschichte der Weltwirtschaft von der Mitte des ^ . J a h r -
hunderts bis zum Eis ten Weltkrieg, Stuttgart 1989. 
3 Globale Migrationsgeschichte im Überblick: Robin Cohen (Hrsg.), T h e Cambridge Survey of World 
Migration, Cambridge 1995; Wang Gungwu, Global History and Migrations, Boulder, C O 1997; Dirk 
Hoerder, Cultures in Contact. World Migrations in the S e c o n d Millennium, Durham 2002; Adam 
McKeown, Global Migration, 1 8 4 6 - 1 9 4 0 , in: J o u r n a l of World History 15 (2004 ) , S. 1 5 5 - 1 8 9 ; Patrick 
Manning, Migration in World History, New York 2005; Albert Kraler/Karl Husa/Vei onika B i lger / 
I rene Stacher (Hrsg.) , Migrationen. Globale Entwicklungen seit 1850, Wien 2007; J o c h e n Oltmer, 
Migration im Kontext von Globalisierung, Kolonialismus und Weltkriegen, in: Walter Demel u. a. 
(Hrsg.) , W B G Weltgeschichte. Von den Anfängen bis ins 21 . Jahrhundert , Bd.6 : Globalisierung. 1880 
bis heute, Darmstadt 2010 , S. 1 7 7 - 2 2 1 . 
4 Zentrale Beiträge zur europäischen Migrationsgeschichte: Klaus J . Bade, Europa in Bewegung. Migration 
vom späten 1 S.Jahrhundert bis zur Gegenwart, München 2000, S.121—168; Leslie Page Moch, Moving 
Europeans. Migration in Western Europe since 1650, Bloomington 22003; zahlreiche europäische Beispiele 
für verschiedene Migrationsformen: Klaus J . Bade/P ie ter C. E m m e r / L e o L u c a s s e n / J o c h e n Oltmer 
(Hrsg.) , Enzyklopädie Migration in Europa vom 17 . Jahrhundert bis zur Gegenwart, Paderborn 3 2010 . 
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nächst - einer langen Tradition folgend - aus Irland: 1946 bis 1950 wurden 1 0 0 0 0 0 bis 
150000 neue weibliche und männliche Arbeitskräfte aus Irland in der britischen Wirt-
schaft angestellt. Neben die vornehmlich aus dem besetzten Nachkriegsdeutschland an-
geworbenen Displaced Persons, also Uberlebenden der nationalsozialistischen Arbeits-, 
Konzentrations- und Vernichtungslager, die in erster Linie im Bergbau (Männer) und in 
der Textilindustrie bzw. in privaten Haushalten (Frauen) beschäftigt wurden, traten in 
den 1950er J a h r e n Italiener sowie bald auch Malteser, Zyprioten und Türken. 5 In Frank-
reich nahm demgegenüber seit den späten 1940er J a h r e n zunächst die Zahl der Spanier 
und Italiener rasch zu. 

Vor dem Hintergrund des beschleunigten ökonomischen, sozialen und politischen 
Wandels prägten neue Elemente die Migrationsverhältnisse der Nachkriegsjahrzehnte in 
Europa: Allenthalben wuchsen Steuerungsinteresse und Kontrollkapazitäten der Staaten 
gegenüber den grenzüberschreitenden räumlichen Bevölkerungsbewegungen - und zwar 
sowohl der Ab- als auch der Zuwanderungsländer. Das bereits in der Vorkriegszeit entwickelte 
System der zwischenstaatlichen Anwerbevereinbarungen wurde weiter verfeinert, es ermög-
lichte sowohl Herkunfts- als auch Zuwanderungsländern eine so weitreichende Kontrolle 
über Umfang und Zusammensetzung der Migration, wie es sie im „langen" W.Jahrhun-
dert nie gegeben hatte.6 Anwerbeabkommen bildeten in den ersten drei Jahrzehnten 
nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs ein zentrales migrationspolitisches Instrument. 
U m ausländische Arbeitskräfte stetig und in der für nötig erachteten großen Zahl ins 
Land holen zu können, gab es in den 1950er und 1960er J a h r e n faktisch nur den Weg 
über den Abschluss eines Wanderungsvertrags mit einem Herkunftsland; denn der Sieges-
zug des Instruments des bilateralen Vertrags zwischen einem Abwanderungs- und einem 
Zielland ist auch ein Ausdruck der enormen Konkurrenz zwischen den anwerbenden 
Ländern um neue Arbeitskräfte - von der Schweiz über Frankreich, Osterreich, die Benelux-
Staaten und Schweden bis zur Bundesrepublik Deutschland. In den mehr als fünf Jahr-
zehnten zwischen dem Ende des Ersten Weltkriegs und den Anwerbestoppmaßnahmen 
der europäischen Zuwanderungsländer Anfang der 1970er Jahre wurden rund 120 solcher 
bilateraler Anwerbeverträge geschlossen.7 Die Anwerbeverträge garantierten zum einen 
den anwerbenden Ländern den Zugang zum Arbeitsmarkt eines Abwanderungslandes zu 
genau geregelten Konditionen und gaben zum andern den Abwanderungsländern die 
Möglichkeit, Einfluss auf die Zusammensetzung der Abwanderung sowie auf die Arbeits-
und Lebensbedingungen der Migranten im Zielland zu nehmen. Anwerbeverträge wahr-
ten sowohl die Interessen des Herkunfts- als auch j e n e des Ziellandes. 

Alle Staaten, mit denen die Bundesrepublik Anwerbeverträge schloss, waren Anrainer 
des Mittelmeers: Neben Abkommen mit Italien 1955, Spanien und Griechenland 1960 

5 Zentrale Überbl icke: Enda Delaney, Demography, State and Society. Irish Migration to Britain, 
1 9 2 1 - 1 9 7 1 , Liverpool 2000; Randall Hansen, Citizenship and Immigration in Post-War Britain, Ox-
ford 2000; Colin Holmes, J o h n Bull's Island. Immigration and British Society, 1871—1971, Basingstoke 
1988; Diana Kay/Rober t Miles, European Volunteer Workers in Britain, 1 9 4 6 - 1 9 5 1 , L o n d o n 1992; Zig 
Layton-Henry, T h e Politics of Immigration. Immigration, „Race" and Race Relations in Post-War Britain, 
Oxford 1992; Kenneth L u n n (Hrsg.) , Race and Labour in Twentieth-Century Britain, L o n d o n 1985; 
Kathleen Paul, Whitewashing Britain: Race and Citizenship in the Postwar Era, I thaca 1997; J o h n 
Solomos, Race and Racism in Britain, L o n d o n 2003 ; Ian R.G. Spencer, British Immigration Policy 
since 1939: T h e Making of Multi-Racial Britain, L o n d o n 1997. 
6 J o c h e n Oltmer, Migration, Staat und Nation: Wechselbezüge im historischen Wandel, in: Sozialwissen-
schaft l icher Fachinformat ionsdienst (soFid) : Migration u n d ethnische Minderhe i ten , 2007 , B d . 2 , 
B o n n 2007 , S. 7 - 3 0 . 
7 Zur Geschichte der Anwerbeverträge als migrationspolitisches Instrument im Europa des 20. Jahr-
hunderts : Christoph Rass, Institutionalisierungsprozesse auf e i n e m internat ionalen Arbeitsmarkt: 
Bilaterale Wanderungsverträge in Europa zwischen 1919 und 1974, Paderborn 2010. 
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sowie der Türkei 1961 traten Verträge mit Marokko 1963, mit Portugal 1964, mit Tunesien 
1965 und mit Jugoslawien 1968. In der Bundesrepublik Deutschland wuchs die ausländische 
Erwerbsbevölkerung von 1961 bis zum Anwerbestopp 1973, als die Ausländerbeschäfti-
gung den Gipfelpunkt erreichte, von ca. 550000 auf rund 2,6 Millionen an. Vom Ende der 
1950er Jahre bis 1973 waren rund 14 Millionen ausländische Arbeitskräfte nach Deutsch-
land gekommen, ca. 11 Millionen wieder zurückgekehrt, die anderen blieben und holten 
ihre Familien nach. 1980 waren ca. 33 Prozent aller nicht-deutschen Staatsangehörigen in 
Westdeutschland Türken, es folgten Jugoslawen mit 14 Prozent und Italiener mit 13,9 Pro-
zent. Der Ausländeranteil an der Gesamtzahl der abhängig Beschäftigten lag in diesem 
Jahr bei fast 10 Prozent. 

In allen Zielländem übernahmen die Arbeitsmigranten in der Regel un- und angelernte 
Tätigkeiten in der industriellen Produktion mit hoher körperlicher Beanspruchung, 
gesundheitlicher Belastung und Lohnbedingungen, die viele Einheimische nicht mehr 
akzeptieren wollten.8 Während Westdeutschland vornehmlich Arbeitskräfte aus Südeuropa 
und der Türkei erreichten, setzte sich die Zuwanderung in Frankreich und Großbritannien, 
aber auch in den Niederlanden und Belgien aufgrund von kolonialen oder post-kolonialen 
Bindungen anders zusammen: Großbritannien bot seit dem British Nationality Act von 
1948 allen Bewohnern der Kolonien eine einheitliche Staatsangehörigkeit und freie Ein-
reise auf die britischen Inseln. Diese offene Regelung wurde erst seit den 1960er Jahren 
schrittweise zurückgenommen. Seit 1971 dürfen nur noch j ene frei einreisen, die nachwei-
sen können, dass ihre Eltern oder Großeltern in Großbritannien geboren worden waren. 
Zunächst wuchs vor allem die Zuwanderung aus der Karibik - bis 1960 war die Zahl der 
Westinder auf 200000 angestiegen - , seit den späten 1950er Jahren dominierte dann die 
Zuwanderang vom indischen Subkontinent. 1971 hielten sich 480000 Menschen in Groß-
britannien auf, die in Indien oder Pakistan geboren worden waren, bis 2001 stieg ihre 
Zahl auf rund 1 Million an. In Frankreich dominierten bis Mitte der 1970er J ahre Zuwan-
derungen aus Südeuropa, seit den frühen 1960er Jahren aber stiegen die Anteile der 
Migranten aus den ehemaligen nordafrikanischen Kolonien. 1968 bildeten Algerier nach 
Italienern und Spaniern die drittgrößte Zuwanderergruppe, seit den späten 1960er Jahren 
wuchs auch die Zuwanderang aus Marokko und Tunesien sowie aus den ehemaligen fran-
zösischen Kolonien in Indochina, im subsaharischen Afrika und in der Karibik.9 

Die frühen 1970er J ahre brachten den Niedergang der alten Industrien (Eisen- und 
Stahlindustrie, Textilindustrie, Bergbau), die viele un- und angelernte Arbeitskräfte beschäf-
tigt hatten. Der Stopp der Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte in den europäischen 
Industriestaaten 1973 /74 steht sinnbildlich für den Strukturwandel am Arbeitsmarkt. 
Rationalisierung und Automatisierung der Produktion ließen in den 1970er und 1980er 
J ahren die Nachfrage nach unqualifizierten Beschäftigten beschleunigt absinken. Die 
digitale Revolution seit den 1980er Jahren, die alle Erwerbsbereiche betraf, forcierte diese 
Entwicklung. 

8 Zum Forschungsstand über die Migrationssituation in der Bundesrepublik siehe die Bemerkungen 
unten. 
9 Wesentliche Überblicke: Georges Tapinos, L' immigration etrangere en France, 1946—1973, Paris 
1975; Yves Lequin, La mosaique France: Histoire des etrangers et de l'immigration, Paris 1988; Gerard 
Noiriel, Le creuset frangais. Histoire de l ' immigration (XIXe—XX e siecles), Paris 1988; Marianne 
Amar/Pierre Milza, L' immigration en France au X X e siecle, Paris 1990; Gerard Noiriel, Population, 
Immigration et identite nationale en France, XIXe—XXe siecle, Paris 1992; Michele Tribalat, De 
l ' immigration ä l'assimilation: Enquete sur les populations d'origine etrangere en France, Paris 1996; 
Marie-Claude Blanc-Chaleard, Les immigres et la France, XIX e -XX e siecle, Paris 2003; Alec G. Har-
gi eaves, Multi-Ethnic France. Immigration, Politics, Culture and Society, New York 2007. 
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Mit der Beendigung der Anwerbung aber ließ sich die Zuwanderung nicht aufhalten; 
in vielerlei Hinsicht erwiesen sich die politischen und gesellschaftlichen Vorstellungen 
über die Steuerbarkeit von räumlichen Bevölkerungsbewegungen als Illusion: In den voran-
gegangenen zwei Jahrzehnten waren viele neue Migrationskanäle geöffnet worden, die sich 
durch einen Stopp der Anwerbung nicht schließen ließen, unter anderem auch deshalb, 
weil bis in die Gegenwart die Möglichkeit des Familiennachzugs nicht vollständig ein-
geschränkt worden ist. Die Anwerbestoppmaßnahmen der europäischen Hauptzuwande-
rungsländer Anfang der 1970er Jahre führten nicht zu der erwünschten Rückwanderung 
der Angeworbenen, vielmehr verfestigten sich ihre Bleibeabsichten weiter, denn Auslän-
der, die ihre Arbeitsverhältnisse beendeten, um für einige Zeit in ihre Heimat zurückzu-
kehren, hatten meist keine Chance mehr, erneut als Arbeitswanderer zugelassen zu wer-
den. Wollten sie nicht auf Dauer von ihren Familien im Herkunftsland getrennt leben, 
standen sie vor der Alternative einer endgültigen Rückkehr oder eines Familiennachzugs. 
Die Folgen für die Zusammensetzung der Gruppe zeigt das Beispiel der Bundesrepublik 
Deutschland. Obgleich die Zahl der ausländischen Erwerbstätigen von 2,6 Millionen 1973 
über ca. 1,8 Millionen 1977 und 1,6 Millionen 1989 sank, blieb die ausländische Wohn-
bevölkerung 1973 (3,97 Millionen) wie 1979 (4,14 Millionen) in etwa konstant und stieg 
bis 1989 auf knapp 4,9 Millionen (7,3 Prozent) an. 1980 hielt sich ein Drittel der Auslän-
der bereits zehn oder mehr Jahre in Deutschland auf, 1985 lag der Anteil schon bei 55 
Prozent. Die zunehmende Dauer des Aufenthalts führte zu einer sukzessiven Verfestigung 
des rechtlichen Status der Zuwanderer und mündete schließlich immer häufiger in die 
Annahme der Staatsangehörigkeit des Ziellandes. 

Insgesamt zeigt sich bei dem Blick auf die Gestaltung der Anwerbepolitik in den ein-
zelnen west-, nord- und mitteleuropäischen Staaten, wie stark die Genese der Migrations-
situation von politischen Rahmenbedingungen abhängig war, die nicht als Resultat migra-
tionspolitischer Entscheidungen im engeren Sinne gewertet werden können: a) Anwerbe-
verträge als Ergebnis des Strebens nach Erwerb bzw. Wiedererwerb außenpolitischen 
Renommees oder der Verbesserung außenwirtschaftlicher Beziehungen wie im Falle der 
Bundesrepublik Deutschland, aber zum Beispiel auch b) Zuwanderung als Ergebnis der 
Fiktion westeuropäischer ehemaliger Kolonialnationen (Großbritannien, Frankreich, 
Niederlande, Belgien) von der Aufrechterhaltung intensiver politischer, wirtschaftlicher 
und kultureller Verflechtungen mit solchen Staaten, die sich von der kolonialen Herrschaft 
emanzipiert hatten. 

Nur die Beschränkung der Zuwanderungen, ob nun über Anwerbeverträge geregelt 
oder als postkoloniale Zuwanderung privilegiert, war ein Ergebnis vorwiegend migrations-
politischer Entscheidungen. Sie orientierten sich daran, die nationalen migratorischen 
Kontrollkompetenzen zu erhöhen und als Belastung für Arbeits- und Wohnungsmarkt so-
wie allgemein für wirtschaftliche und soziale Entwicklungen verstandene Zuwanderungen 
möglichst weitreichend zu beschneiden. Nicht von ungefähr kam in den west-, nord- und 
mitteleuropäischen Staaten innerhalb weniger Monate Anfang der 1970er Jahre das Ende 
der Anwerbepolitik, nachdem bereits zuvor die Wege privilegierter postkolonialer Zuwan-
derung immer weiter versperrt worden waren. 

2. Arbe i t smigrat ion in die Bundesrepubl ik Deutschland: Forschungsstand 

Die Arbeitsmigration in die Bundesrepublik Deutschland bildete das zentrale Thema der 
sozialwissenschaftlichen Migrationsforschung, die sich seit den 1970er Jahren entwickelte. 
Als anwendungsorientierte „Gastarbeiterforschung", später dann „Ausländerforschung" 
ging sie von der Beobachtung von Problemen in den Arbeits- und Wohnverhältnissen sowie 
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im Bildungssektor aus.10 Zugleich griffen richtungweisende theorieorientierte Arbeiten, 
die für Jahrzehnte einflussreich bleiben sollten, Ergebnisse der ,Ausländer-" und „Gastarbei-
terforschung" auf und regten zahlreiche neue Studien an.11 

Bereits in den frühen 1980er Jahren ordneten auch migrationshistorische Beiträge die 
Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland in die Sozialgeschichte der 
grenzüberschreitenden Arbeitsmigration nach Deutschland seit dem späten 19.Jahrhundert 
ein.12 Hinzuweisen ist hier besonders auf die von Klaus J . Bade konzipierte und organisierte 
Tagung „Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland" 1982, die in Deutschland die 
erste internationale Tagung zur Migrationsforschung unter Beteiligung aller im Feld arbei-
tenden Forschungsrichtungen bildete. Die das gesamte 19. und SO.Jahrhundert übergrei-
fenden Beiträge fassten den Stand der Forschung zusammen. Die Veranstaltung bildete 
eine zentrale Station auf dem Weg zur Entwicklung einer interdisziplinär orientierten Histo-
rischen Migrationsforschung, die auch die Geschichte der Arbeitsmigration in der Bundes-
republik als neues Arbeitsfeld erschloss.13 

Mit dem Auslaufen entsprechender Archivsperrfristen in den 1990er Jahren gewann 
die geschichtswissenschaftliche Diskussion zum Thema an Geschwindigkeit.14 Den archiv-
gestützten Studien der 1990er Jahre gelang es, die in den Arbeiten der 1980er Jahre dis-
kutierten Zusammenhänge weiter zu vertiefen und zum Teil auch zu Neubewertungen zu 
kommen: Im Vordergrund standen dabei Fragen nach den bundesdeutschen Interessen 
bei den Verhandlungen um den Abschluss von Anwerbeabkommen und die Ausrichtung 
der Ausländerpolitik. Uber die Ergebnisse der 1980er Jahre hinausweisend konnten dabei 
die intensiven Diskussionen zwischen den beteiligten Bonner Ressorts in den 1950er und 
1960er Jahren sowie mit und zwischen verschiedenen Interessenverbänden, darunter vor 
allem die Arbeitsmarktparteien, verdeutlicht werden. 

Johannes-Dieter Steinert, der die Frühphase der bundesdeutschen Zuwanderungspoli-
tik von der Mitte der 1950er Jahre bis zum Mauerbau 1961 im Kontext der alliierten und 
deutschen Diskussion um die politische Gestaltung von Migration aus und nach West-
deutschland seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs behandelte, beleuchtete in seiner Osna-
brücker Habilitationsschrift den Anwerbevertrag mit Italien 1955 als ein Anliegen bundes-
deutscher Außenpolitik. Arbeitsmarktpolitische Interessen seien demgegenüber nachrangig 
gewesen.15 Auch deshalb blieb die Bedeutung des Anwerbeabkommens für die Arbeits-

10 Überblick: Annette Treibel, Engagement und Distanzierung in der westdeutschen Ausländerfor-
schung. Eine Untersuchung ihrer soziologischen Beiträge, Stuttgart 1988. 
11 Hansjoachim Hoffmann-Nowotny, Migration. Ein Beitrag zu seiner soziologischen Erklärung, 
Stuttgart 1970; Hartmut Esser, Aspekte der Wanderungssoziologie. Assimilation und Integration von 
Wanderern, ethnischen Gruppen und Minderheiten, Darmstadt 1980; Friedrich Heckmann, Die 
Bundesrepublik: ein Einwanderungsland? Zur Soziologie der Gastarbeiterbevölkerung als Einwande-
reiminoiität, Stuttgart 1981. 
12 Klaus J . Bade, Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland? Bevölkerung, Wirtschaft und 
Wanderung in Deutschland 1880-1980, Berlin 1983; Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerbe-
schäftigung in Deutschland 1880 bis 1980. Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, Berlin 1986. 
13 Klaus J . Bade (Hrsg.), Auswanderer — Wanderarbeiter — Gastarbeiter. Bevölkerung, Arbeitsmarkt 
und Wanderung in Deutschland seit der Mitte des 19.jahrhundeits, 2 Bde., Ostfildern 21985; siehe 
auch ders. (Hrsg.), Population, Labour and Migration in 19th and 20th Century Germany, Leamington 
Spa 1987. 
1 4 Jan Motte/Rainer Ohliger/Anne von Oswald (Hrsg.), 50 Jahre Bundesrepublik — 50 Jahre Einwan-
derung. Nachkriegsgeschichte als Migrationsgeschichte, Frankfurt a.M. 1999; Quellensammlung zur 
Migrationsgeschichte der Bundesrepublik: Deniz Göktürk/David Gramling/Anton Kaes (Hrsg.), Ger-
many in Transit. Nation and Migration 1955-2005, Berkeley 2007. 
15Johannes-Dieter Steinert, Migration und Politik: Westdeutschland — Europa — Ubersee 1945—1961, 
Osnabrück 1995; Einbettung in eine längere Perspektive: Roberto Sala, Vom „Fremdarbeiter" zum „Gast-
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marktentwicklung Westdeutschlands zunächst gering, zumal sich mit der millionenstarken 
Zuwanderung aus der DDR weiterhin eine Quelle in der Regel gut ausgebildeter Arbeits-
kräfte bot.16 Die Bundesrepublik war mithin in den 1950er Jahren des „Wirtschaftswun-
ders" ein bedeutendes Zuwanderungsland, auch ohne dass die Zahl der Ausländer expo-
nentiell anstieg. 

Wie Johannes-Dieter Steinert, Karen Schönwälder17 und Mathilde Jamin18 herausgear-
beitet haben, wogen arbeitsmarktpolitische Interessen der Bundesrepublik bei den 1960 
mit Spanien und Griechenland sowie 1961 mit der Türkei abgeschlossenen Anwerbever-
einbarungen bereits schwerer als außenpolitische Argumente. Karen Schönwälder hat in 
ihrer vergleichenden politikwissenschaftlichen Studie die ausländer(beschäftigungs)poli-
tische Entwicklung bis zum Anwerbestopp 1973 und die breite Diskussion um Konzepte 
und Strategien innerhalb der Bundesregierung, zwischen den Bundesministerien und mit 
den politischen Parteien sowie mit den Arbeitsmarktparteien nachvollzogen. Sie zeigte, 
dass die Politik der Bundesregierung gegenüber der Zuwanderung ausländischer Arbeits-
kräfte auch in den 1960er und frühen 1970er Jahren keineswegs einheitlich war. Vielmehr 
gab es innerhalb der Bundesregierung und zum Teil zwischen Bund und Ländern im Ver-
lauf der 1960er Jahre anhaltende Auseinandersetzungen über Umfang und Formen der 
Kontrolle und Regulierung von Wanderungsprozessen, über den Umgang mit Familien-
nachzug und dauerhafter Niederlassung sowie über den Primat von wirtschaftlichen, be-
völkerungs-, außen- oder sicherheitspolitischen Interessen.19 

Zu ähnlichen Ergebnissen kam Barbara Sonnenberger im Rahmen ihrer unterneh-
menshistorisch orientierten regionalgeschichtlichen Studie zu Südhessen hinsichtlich der 
Migrationspolitik der Bundesanstalt für Arbeit. Die Bundesanstalt war nicht nur deshalb 
ein wichtiger migrationspolitischer Akteur, weil sie organisatorisch für die Anwerbung in 
den Herkunftsländern zuständig war, sondern auch, weil ihr als Institution zum Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage auf dem regionalen und nationalen Arbeitsmarkt eine zentrale 
arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitische Bedeutung zukam. Die Politik der Bundesanstalt 
war, wie Sonnenberger betont, auf die kurz- und mittelfristige Entwicklung des Arbeits-
markts ausgerichtet. Es ging ihr um die Sicherung bzw. Steigerung der Anwerbezahlen 
und nicht um Fragen der sozialen Integration der Zuwanderer. Das führte immer wieder 
zu Konflikten verschiedener Art mit mehreren Bundesministerien.20 

Schönwälder und Sonnenberger haben daran erinnert, dass auch über gesellschaftliche 
Auswirkungen von Ausländerbeschäftigung als Dauererscheinung in der Bundesrepublik 
relativ früh diskutiert wurde. Den beteiligten Ressorts war sehr wohl bewusst, dass sich mit 

arbeiter". Die Anwerbung italienischer Arbeitskräfte für die deutsche Wirtschaft (1938—1973), in: 
Vierteljahrshefte fürZeitgeschichte (VfZ) 55 (2007), S. 93-122. 
16 Helge Heidemeyer, Flucht und Zuwanderung aus der SBZ/DDR 1945/1949-1961. Die Flüchtlings-
politik der Bundesrepublik Deutschland bis zum Bau der Berliner Mauer, Düsseldorf 1994; Volker 
Ackermann, Der „echte" Flüchtling. Deutsche Vertriebene und Flüchtlinge aus der DDR 1945—1961, 
Osnabrück 1995; zur wesentlich schwächeren Ost-West-Bewegung: Andrea Schmelz, Migration und 
Politik im geteilten Deutschland während des Kalten Krieges. Die West-Ost-Migration in die DDR in 
den 1950er und 1960er Jahren, Opladen 2002. 

Karen Schönwälder, Einwanderung und ethnische Pluralität. Politische Entscheidungen und öf-
fentliche Debatten in Großbritannien und der Bundesrepublik von den 1950er bis zu den 1970er 
Jahren, Essen 2001. 
18 Mathilde Jamin, Die deutsch-türkische Anwerbevereinbarung von 1961 und 1964, in: Aytac Eryilmaz/ 
Mathilde Jamin (Hrsg.), Fremde Heimat. Eine Geschichte der Einwanderung aus der Türkei, Essen 
1998, S.69-82. 
19 Schönwälder, Einwanderung und ethnische Pluralität. 
20 Barbara Sonnenberger, Nationale Migrationspolitik und regionale Erfahrung. Die Anfänge der 
Arbeitsmigration in Südhessen (1955-1967), Darmstadt 2003. 
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der Zuwanderung von Arbeitskräften Daueraufenthal t und Famil iennachzug als n e u e 
Problemstel lungen verbanden. Der Primat des wirtschaftlichen Interesses an e inem dynami-
schen Wirtschaftsaufschwung aber verhinderte in den 1960er J a h r e n i m m e r wieder die 
Durchsetzung von vor allem in den Innenminister ien von Bund und Ländern entwickelten 
P länen zur Verhinderung von Einwanderung durch Rückkehrzwang und Erschwerung des 
Famil iennachzugs, wie sie im kaiserl ichen Deutschland 2 1 u n d in der Weimarer Republ ik 2 2 

d o m i n i e r e n d gewesen waren. Anfang der 1 9 7 0 e r J a h r e verlor mit dem t iefgreifenden wirt-
schaftlichen Strukturwandel das ökonomische Interesse an der Beschäftigung ausländischer 
Arbeitskräfte g e g e n ü b e r den restriktiven Lin ien der Innenminis ter ien an Bedeutung. 
Trotz des 1 9 7 3 in Kraft gesetzten Anwerbestopps verhinderten aber N o r m e n des sozialen 
Rechtsstaats und außenpolitische LTberlegungen die Durchsetzung der in den 1960er J a h r e n 
n o c h diskutierten Blockade des Famil iennachzugs. 

Vor al lem Klaus J . Bade und Michael B o m m e s h a b e n hervorgehoben , dass diese als 
„Steuerungsverlust" des b u n d e s d e u t s c h e n Staates b e s c h r e i b b a r e Entwicklung in erster 
L inie aus der Aufenthaltsverfestigung und der damit v e r b u n d e n e n Herausbi ldung starker 
aufenthalts- und sozialrechtl icher S i cherungen der ausländischen Zuwanderer in der 
Bundesrepublik resultierte; sie waren dafür verantwortlich, dass die Dispositionsmacht e iner 
auf „Rückkehrförderung" ausgerichteten Migrationspolit ik relativ ger ing bl ieb. 2 3 

Die neuere quellengestützte Forschung hat auch die lange verbreitete Vorstellung aus-
geräumt, die Angeworbenen seien m e h r oder m i n d e r ausschließlich M ä n n e r („Gastarbei-
ter") gewesen, die ihre Ehef rauen und Famil ien erst J a h r e n a c h ihrer Ankunft in der 
Bundesrepubl ik nachgehol t hätten. Monika Mattes hat nach den mit der Rekrut ierung 
weiblicher Arbeitskräfte v e r b u n d e n e n Interessen der Bundesrepubl ik u n d der Herkunfts-
länder gefragt. Vor allem in den Niedriglohnbranchen der Hauswirtschaft sowie der Textil-
und Bekleidungs-, der Nahrungs- und Genussmittelindustrie, die o h n e h i n e inen h o h e n 
Frauenantei l hat ten, aber z u n e h m e n d weniger in der Lage waren, e inheimische Frauen 
zu b inden , wuchs der Anteil ausländischer Arbei tsmigrant innen seit den späten 1 9 5 0 e r 
J a h r e n rasch an. D a r ü b e r hinaus beschäft igten aber viele andere B r a n c h e n in e inigen Be-
re ichen „Gastarbeiterinnen" in großer Zahl, die dann ihrerseits ihre Ehegatten nachzogen. 
Die Bundesanstalt für Arbeit , ihre regionalen u n d lokalen Dienststellen, insbesondere 
aber auch interessierte U n t e r n e h m e n entwickelten spezifische Strategien zur Rekrutie-
rung von Frauen, wie Mattes am Beispiel des West-Berl iner Elektro-Konzerns S iemens und 
der Keksfabrik Bahlsen in Hannover verdeutl ichte . 2 4 

Die j ü n g s t e Forschung zur Geschichte der Arbeitswanderung in die Bundesrepubl ik 
von den 1 9 5 0 e r bis zu den 1 9 7 0 e r J a h r e n ist z u n e h m e n d sozial-, kultur- u n d mentalitäts-
historisch ausgerichtet und konzentr iert sich i m m e r stärker auf Aspekte der Integrat ion. 
P r o b l e m e n der Anwerbepolit ik sowie den poli t ischen und publizistischen Diskussionen 
u m die Zuwanderung von „Gastarbeitern" wird auch weiterhin nachgegangen 2 5 , weitere 

2 1 Klaus J . Bade, „Preußengänger" und „Abwehrpolitik". Ausländerpolitik und Ausländerkontrolle auf 
dem Arbeitsmarkt in Preußen vor dem Eisten Weltkrieg, in: Archiv für Sozialgeschichte (AIS) 24 
(1984) , S .91 -162 . 
2 2 J o c h e n Oltmer, Migration und Politik in der Weimarer Republik, Göttingen 2005. 
2 3 Klaus J . Bade/Michael Bommes, Migration und politische Kultur im „Nicht-Einwanderungsland", 
in: Klaus J . Bade/Ra iner Münz (Hrsg.), Migrationsreport 2000. Fakten — Analysen — Perspektiven, 
Frankfurt a. M. 2000, S. 163-204 . 
2 4 Monika Mattes, „Gastarbeiterinnen" in der Bundesrepublik. Anwerbepolitik, Migration und Ge-
schlecht in den 50er bis 70ei J a h r e n , Frankfurt a.M. 2005. 
2 5 Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland. Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, 
Gastarbeiter, Flüchtlinge, München 2001; Motte/Ohl iger/Oswald (Hrsg.), 50 J a h r e Bundesrepubl ik -
50 J a h r e Einwanderung; Ulrich Herber t /Kar in Hunn, Gastarbeiter und Gastarbeiterpolitik in der 



1 6 Jochen Oltmer 

S c h w e r p u n k t e a b e r b i l d e n d i e b e t r i e b l i c h e u n d b e r u f l i c h e I n t e g r a t i o n bzw. d i e E ing l i e -
d e r u n g in d e n A r b e i t s m a r k t , n i c h t s e l t en v e r b u n d e n m i t F r a g e n d e r w o h n r ä u m l i c h e n 
I n t e g r a t i o n . 2 6 

Z u e i n z e l n e n Z u w a n d e r e r g r u p p e n l i egen inzwischen G e s a m t ü b e r b l i c k e vor, d ie sowohl 
A s p e k t e d e r b u n d e s d e u t s c h e n Z u w a n d e r u n g s p o l i t i k , W e g e n a c h W e s t d e u t s c h l a n d als a u c h 
M u s t e r d e r w o h n r ä u m l i c h e n , b e r u f l i c h e n , b e t r i e b l i c h e n u n d ku l ture l l en I n t e g r a t i o n un-
t e r s u c h e n . D a s gi lt v o r n e h m l i c h f ü r d ie Z u w a n d e r u n g s - u n d I n t e g r a t i o n s g e s c h i c h t e v o n 
I t a l i e n e r n 2 7 u n d v o n T ü r k e n . 2 8 D e m g e g e n ü b e r f i n d e n s ich U n t e r s u c h u n g e n ü b e r a n d e r e , 
quant i ta t iv d u r c h a u s gewicht ige G r u p p e n m i t g a n z e i g e n e n M i g r a t i o n s t r a d i t i o n e n sowie 
P r o b l e m e n u n d Per spekt iven d e r I n t e g r a t i o n wesent l ich sel tener . D a s gi lt z u m Be i sp ie l 
sowohl f ü r d i e s p a n i s c h e a l s a u c h f ü r d i e p o r t u g i e s i s c h e , g r i e c h i s c h e , j u g o s l a w i s c h e o d e r 
f ü r d ie wesent l ich g e r i n g e r e m a r o k k a n i s c h e u n d tunes i s che Z u w a n d e r u n g . A u c h d i e 
W e c h s e l w i r k u n g e n d e r A r b e i t s w a n d e r u n g e n m i t a n d e r e n M i g r a t i o n s f o r m e n k ö n n e n a l s 
weithin u n e r f o r s c h t ge l ten — f ü r die B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d m u s s d a b e i beispielsweise 
a u f d ie B e z ü g e zu d e r seit d e n 1 9 6 0 e r J a h r e n z u n e h m e n d e n A s y l z u w a n d e r u n g 2 9 o d e r d e r 
B e w e g u n g d e r A u s s i e d l e r 3 0 h i n g e w i e s e n w e r d e n . Er s t j ü n g s t ist d e r B l i ck a u f d ie i l lega le 
Z u w a n d e r u n g 3 1 u n d A s p e k t e d e s W e c h s e l v e r h ä l t n i s s e s v o n Z u w a n d e r u n g s - u n d M e d i e n -
g e s c h i c h t e 3 2 g e s c h ä r f t w o r d e n . D a s gilt i m A n s a t z a u c h f ü r zentra le T h e m e n d e r Zuwan-
d e r u n g s g e s c h i c h t e d e r B u n d e s r e p u b l i k wie d i e H i n t e r g r ü n d e d e s A n w e r b e s t o p p s 1973 3 3 , 
k o m m u n a l e 3 4 u n d b e t r i e b l i c h e S t r a t e g i e n z u m U m g a n g m i t d e r Z u w a n d e r u n g , d i e R o l l e 

Bundesrepublik. Vom Beginn der offiziellen Anwerbung bis zum Anwerbestopp 1955—1973, in: Axel 
Schildt/Detlef Siegfried/Karl C. Lammers (Hrsg.), Dynamische Zeiten. Die 60er J ahre in den beiden 
deutschen Gesellschaften, Hamburg 2000, S. 273—310; Rita Chin, The Guest Worker Question in 
Postwar Germany, New York 2007; Heike Knortz, Diplomatische Tauschgeschäfte. „Gastarbeiter" in 
der westdeutschen Diplomatie und Beschäftigungspolitik 1953—1973, Köln 2008. 
2 6 Elia Morandi, Italiener in Hamburg. Migration, Arbeit und Alltagsleben vom Kaiserreich bis zur 
Gegenwart, Frankfurt a.M. 2004; J a n Motte, Gedrängte Freiwilligkeit. Arbeitsmigration, Betriebspoli-
tik und Rückkehrförderung 1983/84, in: ders . /Ohliger/Oswald (Hrsg.), 50 J ahre Bundesrepublik — 
50 Jahre Einwanderung, S. 165—183; Anne von Oswald, Volkswagen, Wolfsburg und die italienischen 
„Gastarbeiter" 1962-1975. Die gegenseitige Verstärkung des Provisoriums, in: AfS 42 (2002), S . 5 5 -
79. 
2 7 Yvonne Rieker, „Ein Stück Heimat findet man j a immer". Die italienische Einwanderung in die 
Bundesrepublik, Essen 2003. 
2 8 Karin Hunn, „Nächstes J ahr kehren wir zurück . . . " Die Geschichte der türkischen „Gastarbeiter" in 
der Bundesrepublik, Göttingen 2005. 
2 9 Patrice G. Poutrus, Zuflucht im Nachkriegsdeutschland. Politik und Praxis der Flüchtlingsaufnahme 
in Bundesrepublik und DDR von den späten 1940er bis zu den 1970er Jahren, in: Ute Frevert/Jochen 
Oltmer (Hrsg.), Europäische Migrationsregime. Themenheft von „Geschichte und Gesellschaft", 35 
(2009), S. 135-175. 
3 0 Klaus J . Bade/ Jochen Oltmer, Einführung: Aussiedlerzuwanderung und Aussiedlerintegration. His-
torische Entwicklung und aktuelle Probleme, in: dies. (Hrsg.), Aussiedler: deutsche Einwanderer aus 
Osteuropa, Göttingen 22003, S.9-51. 
3 1 Serhat Karakayali, Gespenster der Migration. Zur Genealogie illegaler Einwanderung in der Bun-
desrepublik Deutschland, Bielefeld 2008; Carlos Sanz Diaz, „Illegale", „Halblegale", „Gastarbeiter". 
Die irreguläre Migration aus Spanien in die Bundesrepublik Deutschland im Kontext der deutsch-
spanischen Beziehungen 1960—1973, Berlin 2010. 
3 2 Roberto Sala, Fremde Worte. Medien für „Gastarbeiter" in der Bundesrepublik im Spannungsfeld 
von Außen- und Sozialpolitik, Paderborn 2011. 
3 3 Marcel Berlinghoff, L'arret de la politique d'immigration de travail en France et en Allemagne et 
ses repercussions sur l ' image des etrangers, in: Marianne Amar (Hrsg.), A chacun ses etrangers? 
France - Allemagne de 1871 ä aujourd'hui, Arles 2009, S. 101-105. 
3 4 Angelika Eder (Hrsg.), „Wir sind auch da ! " Uber das Leben von und mit Migranten in europäi-
schen Großstädten, Hamburg 2003; Beispiel: Franziska Dunkel/Gabriella Stramaglia-Faggion, Für 50 
Mark einen Italiener. Zur Geschichte der Gastarbeiter in München, München 2000. 
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der Arbei tsmarktparteien 3 5 oder die Selbstorganisation der Migranten.3 6 Herausstel len 
lässt sich, dass gegenwärtig z u n e h m e n d häuf iger die Möglichkeiten des in ternat ionalen 
Vergleichs genutzt werden, u m zentrale Merkmale der Wanderungsverhältnisse zu ent-
schlüsseln. Altere Studien, wie die Arbeit Karen Schönwälders zu Großbr i tannien u n d 
Deutschland, j e n e von Imke Sturm-Martin zu Frankreich u n d Großbr i tannien 3 7 oder die 
perspektivenreiche Untersuchung westeuropäischer Zuwanderergruppen von Leo Lucassen38 

haben sich als produktive Beispiele fü r eine Neuor ien t ie rung der Forschung erwiesen. 
Dem folgen auch diverse Beiträge des vor l iegenden Sammelwerkes. 

3. Autops ie von Migrat ionsreg imen: Ziele dieses Sammelwerkes 

Dem vorl iegenden Sammelwerk geht es da rum, a n h a n d der Un te r suchung des westdeut-
schen „Gastarbeiter"-Systems im Bezugsfeld europäischer Migrationsverhältnisse nach 
d e m Zweiten Weltkrieg erstens zentrale Bedingungen , Fo rmen u n d Folgen der Entste-
h u n g u n d des Wandels von Migrat ionsregimen zu verdeut l ichen sowie zweitens die Funk-
tionsweise u n d Mechanismen von Migrat ionsregimen einschließlich der Frage nach den 
Möglichkeiten u n d Grenzen der Durchsetzung gesellschaftlicher, polit ischer u n d admi-
nistrativer Ziele zur Beeinflussung, Kontrolle oder S teuerung von Migration in den Blick 
zu n e h m e n . Drit tens untersucht es exemplarisch Reakt ionen, Reaktionsmuster sowie Re-
akt ionsopt ionen von Individuen u n d G r u p p e n auf gesellschaftliche, politische, rechtl iche 
u n d administrative Einf lussnahmen auf Migrationsprozesse, u m damit e inen Beitrag zum 
Verständnis des Handelns von individuellen u n d kollektiven Akteuren in Migrationsregimen 
zu bieten. 

Die Entwicklung von Migrationsregimen lässt sich in zwei elementaren, eng mite inander 
verf lochtenen Feldern beobachten: 1. Mobilitätsregime, die auf die Rahmung des Zugangs 
zu einem Territorium bzw. der Abwandelung aus e inem Staatsgebiet verweisen; 2. Präsenz-
regime, die die N o r m e n u n d Praktiken der Einbeziehung bzw. des Ausschlusses von Zu-
wande re rn in den gesel lschaft l ichen Funk t ionsbere ichen Politik, Recht , Wirtschaft oder 
Erz iehung umfassen. 

Migrationsregime beeinflussen die Ents tehung, Umsetzung u n d Gestaltung von Migra-
tionsoptionen, sie kontrollieren, fördern, s teuern oder begrenzen das Hande ln von (poten-
tiellen) Migranten. Sie beschränken oder erweitern mi th in die Spielräume von Individuen 
ode r Kollektiven, d u r c h Bewegungen zwischen geograph i schen u n d sozialen R ä u m e n 
Arbeits-, Erwerbs- oder Siedlungsmögl ichkei ten , Bildungs- ode r Ausb i ldungschancen zu 
verbessern bzw. sich n e u e Chancen zu erschließen. Elemente von Migrat ionsregimen sind 
f ü r die R a h m u n g u n d Gestaltung von Migrationsprozessen relevante Wer tor ien t ie rungen 
u n d Tradit ionen, weltanschauliche u n d politische Prinzipien, obrigkeitlich bzw. staatlich 

3 5 Ol iver Trede , Zwischen Miss t rauen , R e g u l i e r u n g u n d I n t e g r a t i o n . G e w e r k s c h a f t e n u n d Migra t ion 
in d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d u n d in G r o ß b r i t a n n i e n v o n d e n 1950er bis in d ie 1970er J a h r e , 
Diss. Köln 2009. 
3 6 M a n u e l a Bojadzijev, Die windige I n t e r n a t i o n a l e . Rassismus u n d K ä m p f e d e r Migra t ion , M ü n s t e r 
2008; Hedwig R ich te r /Ra l f Richter, D e r Opfei-Plot . P r o b l e m e u n d n e u e Fe lder d e r d e u t s c h e n Arbeits-
m i g r a t i o n s f o r s c h u n g , in: VfZ 5 7 (2009) , S .61-97 . 
3 7 I m k e S tu rm-Mar t in , Z u w a n d e r u n g s p o l i t i k in G r o ß b r i t a n n i e n u n d F r a n k r e i c h . E in h i s to r i scher Ver-
g le ich 1945—1962, F r a n k f u r t a .M. 2001; s iehe a u c h dies. , A n n ä h e r u n g in d e r Diversität . E u r o p ä i s c h e 
Gese l l schaf ten u n d n e u e Z u w a n d e r u n g seit d e m Zwei ten Wel tkr ieg , in: AfS 49 (2009) , S. 215—230. 
3 8 L e o Lucassen , T h e I m m i g r a n t T h r e a t . T h e I n t e g r a t i o n of O l d a n d N e w Migran t s in W e s t e r n 
E u r o p e since 1850, LTrbana 2005; s iehe a u c h d e r s . / D a v i d F e l d m a n / J o c h e n O l t m e r (Hrsg.) , Pa ths of 
In teg ra t ion . Migran t s in Wes t e rn E u r o p e (1880-2004) , A m s t e r d a m 2006. 
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gesetzte Regeln, institutionelle Gefüge sowie administrative Entscheidungsprozeduren und 
Handlungsmuster.39 

Migrationsregime unterliegen einem steten Wandel. Gesellschaftliche, politische, recht-
liche und administrative Dispositionen und die daraus resultierende Einflussnahme auf 
die Genese der Migrationsverhältnisse verändern sich gegenüber den ständig variieren-
den migratorischen Herausforderungen. Migrationsbewegungen reagieren auf restriktive 
Interventionen (zum Beispiel Ab- oder Zuwanderungsbeschränkungen), auf staatliche 
Zwangsmaßnahmen (zum Beispiel Ausweisung, Vertreibung, Flucht, Rekrutierung zur 
Zwangsarbeit) oder umgekehrt auf attrahierende Maßnahmen (zum Beispiel Zuwande-
rungspolitik zur Gewerbeförderung, Ansiedlungspolitik, Anwerbung von Spezialisten oder 
hochqualifizierten Arbeitskräften) bzw. weichen aus oder entziehen sich dem mit der Folge 
illegaler Zuwanderung bzw. aufenthaltsrechtlicher Illegalität. Das wiederum kann zu Hand-
lungsdruck führen mit der möglichen Folge von Interventionen in die selbst hervorgerufe-
nen Migrationsverhältnisse. Interventionen erzeugen wiederum - zum Teil auf ganz ande-
ren Ebenen lagernde - inner- und zwischenstaatliche Konflikte, die ihrerseits auf die 
entsprechenden Handlungsspielräume zur Einflussnahme auf die Migrationsverhältnisse 
rückwirken. Die Entwicklung der Migrationsverhältnisse und das Handeln von Individuen 
und Gruppen im Migrationsprozess stehen mithin in einem stetig sich wandelnden Wechsel-
verhältnis zu der Genese des Migrationsregimes. 

4. Die Beiträge dieses Bandes 

Der erste Teil des Bandes gilt der Autopsie von Aufnahmeregimen nach dem Zweiten Welt-
krieg. Jan Philipp Sternberg blickt in die „letzte Phase des industriellen nordatlantischen 
Migrationssystems"40, in dessen Rahmen mehr als 6 0 0 0 0 0 Deutsche in den späten 1940er 
und in den 1950er Jahren nach Ubersee abwanderten. Der Aufsatz diskutiert die Ansätze 
zur politischen Bewältigung des ausgesprochen raschen Wandels Westdeutschlands vom 
Abwanderungs- zum Zuwanderungsland: Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs verhandel-
ten die Besatzungsmächte und seit 1949 die Bundesregierung über Wanderungsabkommen 
mit potentiellen Aufnahmeländern deutscher Zuwanderer. Mit dem enormen Anstieg der 
Nachfrage nach Arbeitskräften in der Hochkonjunktur der frühen 1950er J a h r e wurde in 
der bundesdeutschen Diskussion die Forderung immer lauter, jedwede Förderung der 
Abwanderung aus Westdeutschland zu unterbinden und zugleich die Anwerbung von 
Arbeitskräften im Ausland vorzubereiten. Damit ergab sich in der frühen Bundesrepublik 
eine „Doppelrolle" der Migrationspolitik. 

Der Analyse der Etablierung neuer migratorischer und migrationspolitischer Muster in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit des Zweiten Weltkriegs in Westeuropa gilt der Beitrag 
von Frank Caestecker und Eric Vanhaute. Die Untersuchung der Formen und Konsequenzen 
der Anwerbung von Displaced Persons in den Besatzungszonen Deutschlands sowie von 
italienischen Arbeitskräften in den späten 1940er Jahren lässt dabei deutlich werden, auf 
welche Weise und mit welchen Zielen es in der Konkurrenz der westeuropäischen Anwerbe-
länder zu einer Re-Etablierung des auf bilaterale Wanderungsabkommen basierenden 
Arbeitsmigrationssystems der Zwischenkriegszeit kam. Der Beitrag von Christoph Rass 

3 9 J o c h e n Oltmer, E infühlung: Europäische Migrationsverhältnisse und Migrationsregime in der Neu-
zeit, in: Frevel t/Oltmer (Hrsg.) , Europäische Migrationsregime, S.5—27. 
4 0 Alexander Freund, Die letzte Phase des industriellen nordatlantischen Migrationssystems: das Bei-
spiel der deutsch-kanadischen Arbeitswanderung in den 1950er J a h r e n , in: German Canadian Year-
b o o k 27 (2002) , S. 1 - 3 6 . 
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n i m m t in de r Folge das von d e n späten 1940er J a h r e n bis in die f r ü h e n 1970er J a h r e 
i m m e r m e h r Teile West-, Mittel-, Nord- u n d Südeuropas ü b e r s p a n n e n d e Wanderungs-
vertragssystem in d e n Blick u n d klärt dessen Bed ingungen , F o r m e n u n d Folgen am Bei-
spiel der Geschichte der E inbez iehung der Abwande rungs l ände r Gr iechen land u n d 
Spanien. 

Die fünf fo lgenden Beiträge des vor l iegenden Bandes thematis ieren Konsequenzen des 
Abschlusses von Anwerbeverträgen der Bundesrepubl ik Deutschland mit Italien, Spanien 
bzw. Jugoslawien in den 1950er u n d 1960er J ah ren u n d diskutieren Aspekte der Anwerbe-
praxis. Roberto Sala geht es u m die Einbe t tung des deutsch-italienischen Anwerbevertrags 
mit Italien 1955 in die Geschichte der deutsch-italienischen Migrat ionsbeziehungen im 
SO.Jahrhundert. Grazia Prontera gibt Einblicke in Aufgaben u n d Tätigkeiten des Emigrations-
zent rums in Verona, übe r das ein Großteil der Anwerbungen italienischer Arbeitskräfte 
f ü r die Bundesrepubl ik abgewickelt wurde u n d dessen Geschichte die Veränderung von 
Anwerbe- u n d Arbeitsmarktpolitik, aber auch der Perzept ionen des „Gastarbeiter"-Systems 
widerspiegelt. 

Im Mittelpunkt des Beitrags von Axel Kreienbrink steht ebenfalls eine Institution, die ein 
Beispiel f ü r die Übe rnahme staatlicher Verantwortung fü r die grenzüberschrei tende Arbeits-
migrat ion bildet: Der Beitrag zeichnet die konfliktreiche Geschichte des Instituto Espanol 
de Emigraciön nach, das e inen wichtigen Akteur im Kompetenzstrei t u m die Kontrolle 
u n d Begleitung der spanischen Arbeitsmigration bildete. Seine Genese verweist auf ein 
zentrales Di lemma der Formul ie rung von Abwanderungspoli t ik - das arbeitsmarkt- u n d 
sicherheitspolitische Streben nach Überwachung u n d Lenkung der Arbeitsmigration 
stand im Widerspruch zum sozialpolitischen Interesse an fürsorger ischer Beglei tung der 
Abwanderer u n d dem außenpol i t ischen Interesse an e iner Er fü l lung der Anfo rde rungen 
der Anwerbestaaten. 

Ein weiteres migrationspolitisches Dilemma beleuchtet der Beitrag von Carlos Sanz Diaz zu 
den irregulären Abwandelungen aus Spanien u n d den Bewegungen spanischer Arbeitskräfte 
jensei ts der bilateral mit verschiedenen Anwerbestaaten ( insbesondere Frankreich u n d die 
Bundesrepublik Deutschland) abgestimmten Anwerbeprozeduren: Die „illegale" Migration 
galt nicht nu r den Herkunf ts ländern als unerwünscht , weil sie deren Lenkungskompetenzen 
beschränkte , sondern auch den Ziel ländern, de ren Sicherheits- u n d Kontrol lbedürfnissen 
sie widersprach. Zugleich aber half sie U n t e r n e h m e n im Zielland, Kosten fü r die Anwerbe-
p rozedur zu vermeiden, u n d trug dazu bei, Arbeitskräfte rekrut ieren zu k ö n n e n , de ren 
Abwanderung die Herkunf t s länder zu vermeiden suchten (qualifizierte Arbeitskräfte, 
Frauen) . 

Das von Karolina Novinscak diskutierte Beispiel der Zuwanderung jugoslawischer Arbeits-
kräfte in die Bundesrepubl ik Deutschland zeigt mancher le i LTbereinstimmungen in den 
Muste rn des Konflikts u n d der Koopera t ion zwischen Herkunf t s - u n d Zie l ländern der 
Arbeitsmigration, wie sie auch die deutsch-italienischen u n d die deutsch-spanischen 
Migrationsbeziehungen kennzeichneten. Dennoch stellen sie einen Sonderfall dar, weil hier 
die Ost-West-Teilung Europas im Kontext des Kalten Kriegs du rch grenzüberschre i tende 
Arbeitsmigration überwunden wurde. Daraus ergaben sich wanderungspolitische Spezifika, 
wozu auch die Tatsache zählt, dass der deutschjugoslawische Wanderungsver t rag erst spät 
geschlossen werden konnte, weil die Bundesrepublik Deutschland u n d die Republik Jugo-
slawien längere Zeit keine diplomatischen Beziehungen unterhie l ten . 

Den ersten Teil des Bandes schließt der Beitrag von Marcel Berlinghof/zu den Hinter -
g ründen der Anwerbes toppmaßnahmen in verschiedenen europäischen Staaten zu Beginn 
der 1970er Jah re ab. Im Zent rum des Aufsatzes steht die Untersuchung der veröffentlichten 
u n d politischen Perzeption von Arbeitsmigration in Europa u n d der Genese von politischen 
M a ß n a h m e n in Reaktion auf eine seit Ende der 1960er J ah re bes tehende Situation, in der 
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administrative Handlungsträger, politisch Verantwortliche u n d die Öffentlichkeit erkannten, 
dass die Vorstellung, der Aufenthal t ausländischer Arbei tsmigranten bleibe begrenzt u n d 
lasse sich begrenzen , eine Illusion geworden war. 

Den W a h r n e h m u n g e n u n d den Folgen der Arbeitsmigration in den Ziel- u n d Herkunfts-
r ä u m e n vor u n d nach den Anwerbes toppmaßnahmen gilt der zweite Teil des Bandes. Im 
Vorderg rund steht mi th in die Autopsie von Präsenzregimen. Olga Sparschuh vergleicht die 
Zuwanderung von Südi ta l ienem nach Turin u n d nach M ü n c h e n in den 1950er bis 1970er 
J a h r e n u n d blickt damit auf das Gewicht des Grenzübertr i t ts f ü r die Muster der Migration 
u n d fü r die E r f ah rung von A u f n a h m e u n d Integrat ion von Zuwanderern . 

D e n Einfluss zweier gesellschaft l icher Akteure auf F o r m e n de r Migrat ion sowie auf 
Bed ingungen u n d Muster der Integrat ion von Zuwanderern thematis ieren die be iden fol-
g e n d e n Aufsätze: Oliver Trede diskutiert die Entwicklung zuwanderungs- u n d integrations-
polit ischer Konzepte in den deutschen Gewerkschaften der 1950er bis 1970er J ah re u n d 
fragt danach, warum die Arbe i tnehmerorganisa t ionen trotz ihrer internationalist ischen 
Ausr ichtung lange der Etabl ierung e iner Zuwanderungspoli t ik mindes tens skeptisch, zum 
Teil aber auch ausgesprochen a b l e h n e n d gegenübers tanden . Darübe r h inaus u n t e r n i m m t 
er es, zu erklären, woraus die erhebl ichen Schwierigkeiten resultierten, die Arbeitsmigran-
ten gewerkschaftlich zu organisieren. Dietrich Thränhardt u n d Jenni Winterhagen blicken auf 
die Rolle u n d die Aktivitäten der katholischen Kirche im Kontext der Zuwanderung in die 
Bundesrepublik Deutschland. Sie f ragen nach den Folgen der bereits in den 1960er J a h r e n 
intensivierten Rekru t ie rung von Priestern im Ausland durch deutsche Diözesen, die das 
Ziel verfolgten, Seelsorge in der jeweiligen Sprache der Migranten anbie ten zu können . 
Das füh r t e zur Etabl ierung von katholischen Migran tengemeinden , die f ü r die Integrat ion 
der Zuwanderer in kirchliche u n d gesellschaftliche Strukturen weitreichende Folgen hat ten. 
Der Beitrag n i m m t eine vergleichende Perspektive ein, i ndem er die erhebl ichen Unter-
schiede in den Formen u n d Folgen der Errichtung von italienischen, spanischen u n d kroati-
schen Ki rchengemeinden herausarbei tet . 

Aus einer e thnographischen Perspektive blickt Anna Caroline Cöster auf die r u n d fünf 
Jah rzehn te umfassende Geschichte der Zuwanderang in den Duisburger Stadtteil Marx-
loh. Sie verdeutl icht die lokalen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen u n d kulturel len Ver-
ä n d e r u n g e n du rch die Zuwande rung u n d un te r such t die W a h r n e h m u n g der Integra-
tionssituation in e inem Stadtteil, der in der Diskussion u m die Entwicklung vorgeblicher 
„Parallelgesellschaften" in der Bundesrepubl ik Deutschland als Beispiel f ü r Probleme der 
Integrat ion im k o m m u n a l e n Raum vers tanden worden ist. 

Bettina Severin-Barboutie verfolgt eine vergleichende Perspektive u n d n immt die sozial-
strukturellen, sozialen u n d kommunalpol i t i schen Folgen der massiven Zuwanderangen 
nach dem Zweiten Weltkrieg am Beispiel Lyons u n d Stuttgarts in den Blick, deren jeweilige 
Einwanderungsgeschichte nicht nu r insofern voneinander getrennt ist, als unterschiedliche 
Gruppen au fgenommen worden sind, sondern auch sehr verschiedene Problemperzeptio-
n e n u n d kommuna le Strategien in der Integrationssituation ausgemacht werden können . 
Eine weitere vergleichende Perspektive auf zwei Städte bietet der abschl ießende Aufsatz 
des Bandes, den Sarah Hackett verfasst hat. Sie setzt sich mit Aspekten der Integrat ion von 
türkischen Zuwanderern in Bremen u n d südasiatischen Zuwanderern in Newcastle-upon-
Tyne auseinander. Im Vordergrund steht die Frage, welche Folgen sich aus der von ver-
schiedenen Akteuren der Aufnahmegesellschaft u n d einem Großteil der Arbeitsmigranten 
vorgestellten Begrenzung des Aufenthal ts in der Bundesrepubl ik Deutschland auf wenige 
J a h r e ergaben. Der Aufsatz konzentr ier t sich dabei auf die Integrat ion in Bremen in den 
Feldern Arbeit, W o h n u n g u n d Bildung. O b u n d inwieweit die Perzept ion der Zuwande-
r u n g als befristetes Ereignis Folgen f ü r die Entwicklung in diesen Bereichen hatte, ermit-
telt die Autor in durch den Vergleich der Bremer Konstellation mit der j e en t sp rechenden 
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Entwicklung in Newcastle; denn hier wurde nie angezweifelt, dass der Aufenthalt der süd-
asiatischen Einwanderer dauerhaft sein könnte. Mit diesem vergleichenden Blick auf die 
langfristigen Folgen migrationspolitischer Entscheidungen ergibt sich ein weiteres Beispiel 
für eine tragfähige Perspektive der Untersuchung von Migrationsregimen. 





Teil I: 

Westdeutsche Anwerbepolitik 
und europäische Rahmenbedingungen 





Ian Philipp Sternberg 

Auswanderungsland, Zuwanderungsland 

Die Doppelrolle der Migrationspolitik in der frühen Bundesrepublik 

Zur Vor- und Parallelgeschichte der bundesdeutschen Arbeitskräfteanwerbung der 1950er 
bis 1970er Jahre gehört die Auswanderung aus der frühen Bundesrepublik. Diese andere 
Seite der Medaille Migration ist bislang weit weniger ausführlich untersucht worden als 
die Zuwanderung.1 Im Folgenden soll die Wahrnehmung der migratorischen Realität in 
der Nachkriegszeit in den Mittelpunkt gerückt, nach Denkmustern im politischen wie 
medialen Umgang mit Auswanderung gesucht und nach dem Einfluss dieser Denkmuster 
auf die Vorstellungen der Bundesregierung in diesem Politikfeld gefragt werden.2 Gesucht 
werden soll zudem nach Zusammenhängen zwischen der politischen Wahrnehmung die-
ser Migrationsbewegung und der Politik der Arbeitskräfteanwerbung. Denn auch wenn 
die Hochphase der Zuwanderang aus den Mittelmeerländem erst unmittelbar nach dem 
hier untersuchten Zeitraum von 1949 bis 1961 beginnt, besteht bei der politischen Beschäf-
tigung und Planung eine zeitliche und institutionelle Parallelität beider Felder. 

Die bundesdeutsche Migrationspolitik spielte in diesem Zeitraum eine Doppelrolle. In 
internationalen Verhandlungen über Wanderungsabkommen und in den Wanderungs-
organisationen trat die j u n g e Republik teils als Auswanderungsland, teils als Zielland auf. 
Im Folgenden soll gezeigt werden, zu welchen Konflikten innerhalb der Bundesregierung 
diese Doppelrolle führte. 

Das J a h r 1961 markiert in vierfacher Hinsicht einen Wendepunkt in der Migrations-
geschichte der Bundesrepublik. Der Bau der Berliner Mauer ab dem 13. August durch die 
D D R brachte die innerdeutsche Wanderung zum Erliegen. Seit Gründung der DDR 1949 
bis zum Mauerbau waren 3,6 Millionen Menschen von dort in den Westen gegangen. 3 In 
der Bundesrepublik herrschten 1961 Vollbeschäftigung und Arbeitskräftemangel; in die-
sem J a h r fiel die Zahl der registrierten Arbeitslosen auch im Jahresdurchschnitt erstmals 
unter ein Prozent. Parallel dazu sank die Anzahl der Abwanderer aus der Bundesrepublik 
auf einen historischen Tiefstand von unter 30000. 4 Die Politik der Arbeitskräfteanwerbung 
erfuhr ihre endgültige Etablierung durch das Abkommen mit der Türkei, das am 31.Okto-
ber 1961 in Kraft trat. Es war, nach Vereinbarungen mit Italien, Griechenland und Spanien, 
das vierte Abkommen dieser Art. 

Der Wendepunkt des Jahres 1961 aber hat eine migrationspolitische Vorgeschichte, die 
bis in die f rühen 1950er J a h r e zurückreicht. Die Formulierung einer bundesdeutschen 
Anwerbe- und Zuwanderungspolitik verschränkt sich hier mit e inem Politikfeld, das in 

1 N e b e n der Pionierstudie von Johannes-Dieter Steinert , Migration u n d Politik. Westdeutschland — 
Europa — Ubersee 1945—1961, Osnabrück 1995 ist für dieses T h e m a zentral: Alexander Freund, Auf-
brüche nach d e m Zusammenbruch. Die deutsche Nordamerika-Auswanderung nach d e m Zweiten 
Weltkrieg, Gött ingen 2004. Zu einzelnen Zielländern: Karin Nerger-Focke, Die deutsche Amerika-
auswanderung nach 1945. Rahmenbedingungen und Verlaufsformen, Stuttgart 1995 und Bett ina 
B i e d e r m a n n , E ine bezahlte Passage. Die Auswanderung von Deutschen n a c h Australien in den 
1 9 5 0 e r J a h r e n , Marburg 2006. 
2 Vgl. J a n Philipp Sternberg, Auswanderungsland Bundesrepublik. Denkmuster u n d Debat ten in Poli-
tik u n d Medien 1 9 4 5 - 2 0 1 0 , Paderborn 2012. 
3 Vgl. Steinert , Migration, S .128 ; Siegfried Beth lehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiter-
Zuwanderung. Wanderungsströme u n d Wanderungspolit ik in der Bundesrepublik Deutschland, 
Stuttgart 1982, S .26. 
4 Vgl. Statistisches Bundesamt Wiesbaden (Hrsg.), Wirtschaft und Statistik (1963) , S .191* . Zusammen-
stellung bei Freund, Aufbrüche, S .440 . 
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den J a h r e n n a c h dem Zweiten Weltkrieg eine für deutsche Verhältnisse ungewöhnl ich 
große Rolle spielte: der Auswanderungspolitik. In den ersten zehn J a h r e n nach ihrer 
G r ü n d u n g 1949 war die Bundesrepubl ik sowohl Auswanderungsland als auch Zuwande-
rungsland. Die Abwanderung allein ins außereuropäische Ausland war beträcht l ich -
779 700 Deutsche verl ießen zwischen 1949 und 1961 die Bundesrepubl ik . Die Hauptziel-
länder waren Kanada, die USA u n d Australien. 5 G e g e n ü b e r den mi l l ionenfachen Zuwan-
derungen der Ost-West-Migration aus der D D R in die Bundesrepubl ik , der Spätaussiedler 
u n d Ostblock-Flüchtl inge und schließlich der Arbeitskräfteanwerbung aus Süd- und Süd-
osteuropa n e h m e n sich die Abwandererzahlen allerdings e h e r gering aus. Mit bis zu 
9 0 4 0 0 Abwanderern j ä h r l i c h (1952) sind sie d e n n o c h die höchs ten im SO.Jahrhundert , 
übertrof fen n u r von der Abwanderung im Krisenjahr 1923 , als 115 000 M e n s c h e n aus 
Deutschland abwanderten. 

Auch in a n d e r e n west- und nordeuropäischen L ä n d e r n (Niederlande, Skandinavien, 
Großbr i tannien) gab es in den 1 9 5 0 e r J a h r e n beträcht l iche Auswanderungen. Alexander 
Freund betrachtet die Zeit als „letzte Phase des industriellen nordat lant ischen Migrations-
systems"6 , das durch den wirtschaftlichen Aufschwung in Nordwesteuropa E n d e der 
1950er J a h r e zum Erliegen kam. Zugleich veränderte die beginnende europäische Integra-
tion die W a n d e l u n g e n innerhalb des Kontinents, die Grundsteine für die Freizügigkeit u n d 
den europäischen Arbeitsmarkt wurden gelegt. 

1. Rahmenbedingungen bundesdeutscher Wanderungspolitik 
in der Nachkriegszeit 

Die interkont inentale W a n d e r a n g seit Kriegsende war geprägt von besonders starker staat-
l icher Einflussnahme. Dazu gehörten eine Reihe bilateraler A b k o m m e n , multilaterale Wan-
derungsorganisat ionen der Vereinten Nat ionen (UN) sowie das auf Be t re iben der U S A 
1 9 5 2 / 5 3 außerhalb der U N konstituierte Intergovernmental Commit tee for E u r o p e a n 
Migration ( I C E M ) , die heutige Internat ional Organizat ion for Migration ( I O M ) . Se inen 
Ursprung hat dieses Wanderungssystem in der Flüchtlingsverwaltung der unmit te lbaren 
Nachkriegszeit . Die Displaced Persons (DPs) , also ehemal ige Zwangsarbeitskräfte, Kriegs-
gefangene und Holocaust -Uber lebende aus ganz Europa , wurden in Deutschland von UN-
Organisat ionen betreut . Zunächst trug diese den N a m e n U N R R A (United Nations Rel ie f 
and Rehabil i tat ion Administrat ion) , ab 1946 I R O (Internat ional Refugee Organizat ion) . 
D e r Schwerpunkt der I R O wandelte sich u n t e r den Vorzeichen des Kalten Kriegs von der 
Repatr i ierung in die meist osteuropäischen Heimat länder der DPs zur Weiterwanderung 
n a c h Ubersee . Hier für unterhielt die I R O eigene Lager und charterte Schiffe, meist um-
gebaute US-Truppentransporter . 7 U m ihren Arbeitskräftebedarf zu decken, der mit dem 
„Koreaboom" ab 1950 n o c h einmal stark anstieg, subventionierten zudem die überseeischen 
Haupteinwanderungsländer USA, Kanada und Australien Passagen für Europäer. Auch die 
Bundesreg ierung verpfl ichtete sich schließlich durch den Beitritt zum ICEM, staatliche 
Zuschüsse für die LTberfahrt zu zahlen. Für die meisten Deutschen war eine subventionierte 

6 In die USA gingen 3 8 4 7 0 0 Deutsche, nach Kanada 2 3 4 3 0 0 , nach Australien 80500 ; vgl. ebenda. 
6 Vgl. Alexander Freund, Die letzte Phase des industriellen nordatlantischen Migrationssystems: Das 
Beispiel der deutsch-kanadischen Arbeitswanderung in den 1950er J a h r e n , in: German Canadian 
Yearbook 17 (2002) , S. 1 - 3 6 , hier S . l . 
7 Vgl. Wolfgang Jacobmeyer, Ortlos am Ende des Grauens: „Displaced Persons" in der Nachkriegszeit, 
in: Klaus J . Bade (Hrsg.), Deutsche im Ausland — Fremde in Deutschland. Migration in Geschichte 
und Gegenwart, München 3 1993, S.367—374 und ders., Vom Zwangsarbeiter zum heimatlosen Aus-
länder: die displaced persons in Westdeutschland 1945—1951, Göttingen 1985. 
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Passage damals die einzige Möglichkeit, nach Ubersee zu gelangen, da die D-Mark noch 
nicht uneingeschränkt konvertierbar war. 

Im interkontinentalen Migrationssystem der Nachkriegszeit hatten die Einwanderungs-
länder generell die bessere Verhandlungsposition. Wenn sie durch bestehende Wande-
rungsbeziehungen und eigene Wanderungsprogramme ausreichend Migranten anwerben 
konnten, waren bilaterale Abkommen über die Steuerung der Auswanderung, wie die 
Bundesrepublik sie wünschte, nicht zu erreichen. Die USA und Kanada beispielsweise hatten 
kein Interesse, ihre Anwerbungen von bilateralen Vereinbarungen begrenzen zu lassen.8 

Australien hingegen musste den Bekanntheitsvorsprung der traditionellen Zielländer deut-
scher Auswanderer aus dem 19. und frühen SO.Jahrhundert aufholen. Auf das Hauptein-
wanderungsland USA, das in dieser Epoche zeitweise 90 Prozent der deutschen Auswan-
derer aufnahm, folgten damals mit weitem Abstand Kanada, Brasilien und Argentinien, 
erst dann kam Australien.9 Daher war Australien das einzige Land, mit dem die Bundes-
republik ein Wanderungsabkommen als Auswanderungsland abschließen und sich so eine 
Kontrolle über die Wanderung dorthin sichern konnte.10 

2. Traditionslinien deutscher Auswanderungspolitik 

Auswanderungspolitik entwickelte sich in Deutschland, im Gegensatz zu anderen europäi-
schen Ländern wie Italien oder den Niederlanden, nie zu einem zentralen Politikfeld, mit 
dem in großem Stil sozial- oder arbeitsmarktpolitische Ziele erreicht werden sollten. Eine 
finanzielle Förderung der Auswanderung aus Staats- und Gemeindegeldern gab es im 
19.Jahrhundert zwar in einzelnen deutschen Staaten, unter anderem in Baden in den 
1840er Jahren.11 Nach der Reichsgründung 1871 wurde demgegenüber eine politische 
Beschäftigung mit Auswanderung verhindert; besonders nach dem Wiederanstieg der 
überseeischen Auswanderung in den 1880er Jahren befürchteten Reichskanzler Bismarck 
und agrarisch-konservative Kreise aus dem von „Leutenot" geprägten Nordosten, durch 
das Reden über Auswanderung diese erst recht zu befördern und so eine unerwünschte 
„Massenflucht" hervorzurufen.12 

Solche Befürchtungen ziehen sich - wie andere Traditionen der eher unwilligen deut-
schen amtlichen und publizistischen Beschäftigung mit Auswanderung - bis in die Bundes-
republik hinein. In den 1950er Jahren ging es deutschen Politikern und Ministerialen unter 
anderem dämm, das Thema möglichst aus den Medien herauszuhalten und einmal ein-
gegangene internationale Verpflichtungen in der Migrationspolitik mit möglichst geringer 
öffentlicher Wirkung zu erfüllen. Denn die Bundesrepublik war in einer Zwickmühle: 
Einwanderungsländer wie die USA sahen die Unterstützung der Auswanderung aus Deutsch-
land als Teillösung des Flüchtlingsproblems. Wenn die Bundesregierung diesen Weg kom-
plett abgelehnt hätte, wäre auch keine politische und finanzielle Unterstützung bei der 
Integration der Flüchtlinge und Vertriebenen zu erhalten gewesen.13 Andererseits warn-

8 Vgl. Steinert, Migration, S.144. 
9 Vgl . Klaus J . Bade/Jochen Oltmer, Deutschland, in: dies./Pieter C. Emmer/Leo Lucassen (Hrsg.), 
Enzyklopädie Migration in Europa. Vom 17.Jahrhundei"t bis zur Gegenwart, Paderborn 32010, S. 141— 
170, hier S. 147. 
10 Vgl. Steinert, Migration, S.144. 
11 Vgl. Wilhelm Mönckmeier, Die deutsche überseeische Auswanderung, J ena 1912, S.231. 
12 Vgl. Klaus J . Bade, „Amt der verlorenen Worte": das Reichswanderungsamt 1918—1924, in: Zeit-
schrift für Kulturaustausch 39 (1989), S.312-325, hier S.313. 
13 Vgl. Henna Karg, Die Einwanderung der Heimatvertr iebenen als Problem der amerikanischen 
Innenpolitik 1945 bis 1952, Diss. Konstanz 1979. 


